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SELBSTHILFE BREMEN

 


An alle

Mitglieder und Mitgliedsverbände

und Freunde der LAGS Bremen

Bremen, den 15.12.2011
Sehr geehrte Damen und Herren, Liebe Mitglieder,
- 2 -

- 9 -

der Vorstand der LAGS blickt mit Ihnen auf ein arbeitsintensives, erfolgreiches und von Veränderungen an der Spitze der Geschäftsstelle geprägtes Jahr 2011 zurück. Der vorliegende Infodienst bringt das gut zum Ausdruck. Wir wünschen Ihnen und uns über den Jahreswechsel die Zeit, ein wenig neue Kraft zu schöp​fen, um das Jahr 2012 ebenso erfolgreich zu gestalten. Zu Beginn der aktuellen Ausgabe des Infodienstes berichten wir über das 18. Bremer Behindertenparla​ment.
Das 18. Bremer Behindertenparlament aus Anlass des Welttages der Men​schen mit Behinderungen
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Der vollbesetzte Saal im "Kwadrat"
Im Rahmen des Welttages gegen die Diskriminierung von Menschen mit Be​hinderungen veranstaltete der Arbeits​kreis Bremer Protest am 2. Dezember 2011 in der Werkstatt Bremen im "Kwad​rat" das 18. Bremer Behindertenparla​ment. 
Im Mittelpunkt der Veranstaltung stand dabei die Umsetzung der UN-Behinder​tenrechtskonvention durch einen Landes​aktionsplan unter dem Motto:

· Nicht über uns ohne uns!

· Wir wollen über den Aktionsplan mitbestimmen!

Vor fast drei Jahren ist in Deutschland das „Übereinkommen der Vereinten Nati​onen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen“ in Kraft getreten, in dem sich alle Vertragsstaaten dazu verpflichtet haben, Maßnahmen zur Gewährleistung der in der Konvention geregelten Rechte von Menschen mit Behinderungen zu ergreifen.
Eine volle und wirksame gesellschaftliche Teilhabe und Einbeziehung der Men​schen mit Behinderungen ist Folge der UN-Behindertenrechtskonvention. Die gesellschaftlichen Strukturen sind so zu gestalten, dass sie der realen Vielfalt un​terschiedlicher Lebenssituationen gerecht werden.
Diesem Grundgedanken folgend ist es nur konsequent, dass die Forderung der Beteiligung der Menschen mit Behinde​rungen bei der Erarbeitung und der an​schließenden Umsetzung eines Aktions​planes des Landes Bremen Nachdruck verliehen werden muss. Inklusion ist da​ran erkennbar, dass das Miteinander ge​meinsam gestaltet wird. Einseitige politi​sche Entscheidungen ohne die vorherige Einbindung der Betroffenen müssen der Vergangenheit angehören. Dabei gilt: „Nicht über uns ohne uns“.
Diese berechtigte Forderung ist sowohl öffentlichkeitswirksam zu formulieren als auch gegenüber der Politik zu kommuni​zieren. Mit dem 18. Bremer Behinderten​parlament und dessen Forderung nach einem starken Landesaktionsplan zur Behindertenrechtskonvention und der Beteiligung der Menschen mit Behinde​rungen am 2. Dezember 2011 wollten wir diesem Ziel Rechnung tragen.
Um die Forderungen an die Landespolitik zu formulieren, folgten rund 200 Teilneh​mer der Einladung des Arbeitskreises Bremer Protest - ein Bündnis von behin​derten und nichtbehinderten Menschen - das auch für die Organisation der Veran​staltung verantwortlich war. Wie in den vergangenen Jahren auch waren dabei insbesondere die Landesarbeitsgemein​schaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen, der Landesverband der Gehör​losen sowie der Werkstattrat Bremen und das Jugendgemeinschaftswerk einge​bunden. Hinzu kamen zahlreiche ehren​amtliche Unterstützerinnen und Unter​stützer, die sich erneut in den Dienst der Sache gestellt haben.
Das 18. Bremer Behindertenparlament wurde durch den Präsidenten, Dieter Stegmann, eröffnet. Er begrüßte den Schirmherrn der Veranstaltung, Bremens Bürgermeister Jens Böhrnsen, sowie Staatsrat Horst Frehe von der Sozialbe​hörde und den Landesbehindertenbeauf​tragten, Dr. Hans-Joachim Steinbrück.
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Präsidium des 18. Behindertenparlaments, von links: Sven Tenzer (Beisitzer), Dieter Stegmann (Päsident), Charlotte Gerlach (Beisitzerin)

Bürgermeister Böhrnsen sicherte den Delegierten in seinen Grußworten seine volle Unterstützung bei der Erarbeitung und Umsetzung des Landesaktionsplanes zur Umsetzung der UN-Behinderten​rechtskonvention zu. Horst Frehe und Dr. Steinbrück unterstützten diese Aussage und erklärten, dass eine Beteiligung von Menschen mit Behinderungen bei der Erarbeitung des Landesaktionsplanes notwendig und sinnvoll sei.
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Jens Böhrnsen, Bürgermeister der Stadt Bremen und Schirmherr des Behindertenparlaments
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Horst Frehe, Staatsrat der Sozialsenatorin
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Dr. Joachim Steinbrück, Landesbehindertenbe​auftragter

Im Anschluss an die Grußworte wurden die vorgelegten Beschlussvorschläge der verschiedenen Fraktionen durch die Ab​geordneten vorgestellt.

So erläuterte die Abgeordnete Martina Reicksmann für die Fraktion des Blinden- und Sehbehindertenvereins Bremen e.V., dass eine Teilhabe am kulturellen Leben sowie der gleichberechtigte Zugang zu Informationen und Gedankengut anderer Menschen u.a. mittels Audiodeskription (hörbare Untertitel) blinden und sehbe​hinderten Menschen ermöglicht werden muss (Beschlussvorschlag 18/01).
Die Fraktion IG Schwerbehinderte im DGB Region Bremen-Elbe-Weser (Be​schlussvorschlag 18/02), vorgetragen von Jutta Schneider, fordert erneut, dass be​hinderte Menschen zukünftig nicht in so großer Zahl und auf so eingegrenztem Raum wie in Friedehorst leben und ver​sorgt werden. Dabei nimmt der Be​schlussvorschlag auch Bezug auf die nicht ausreichende Antwort der Sozialse​natorin zur gleichlautenden Forderung, die bereits im vergangenen Jahr durch das Behindertenparlament formuliert worden ist.

Uwe Seebode stellt den Beschlussvor​schlag 18/03 der Fraktion der Werkstatt​beschäftigten vor. Dort wird festgestellt, dass bei gesetzlichen Veränderungen das Bundesland Bremen sich für die Gleichbehandlung von Werkstattbeschäf​tigten mit anderen Arbeitnehmern insbe​sondere in Bezug auf die Nutzung des Altersteilzeitgesetzes, die Grundsiche​rung und für die Einführung eines Min​destlohnes auch für die Werkstattbe​schäftigten einsetzen soll.

Den Beschlussvorschlag 18/04 trägt Dieter Stegmann vor: Alle Fraktionen der 18 Bürgerschaft behinderter Menschen fordern den Senat und die Abgeordneten der Bremischen Bürgerschaft auf, im Ja​nuar 2012 einen Ausschuss unter Beteili​gung des Landesbehindertenbeauftragten und der Verbände behinderter Menschen einzurichten. Dieser soll einen Vorschlag für einen Landesaktionsplan zur Umset​zung der UN-Behindertenrechtskonven​tion erarbeiten.

In die gleiche Richtung geht der durch Jutta Schneider vorgetragene Beschluss​vorschlag 18/05 der Fraktion der IG Schwerbehinderte im DGB Region Bre​men-Elbe-Weser. Dabei wird insbeson​dere Wert auf die Tatsache gelegt, dass der Ausschuss mit der gleichen Anzahl behinderter und nichtbehinderter Men​schen besetzt und alle Stimmen das glei​che Gewicht haben sollen. Dieser Be​schlussvorschlag fand weniger Zustim​mung bei den Abgeordneten als der vo​rangegangene Beschlussvorschlag 18/04.
Mit dem durch Charlotte Gerlach vorge​tragenen Beschlussvorschlag 18/06 der Fraktion des Werkstattrates der Elbe-We​ser Werkstätten gGmbH Bremerhaven wird dazu aufgefordert, dass weiterhin an der Umsetzung des lokalen Teilhabe​plans in Bremerhaven gearbeitet wird. Zu diesem Zweck soll ein Beirat für Men​schen mit Behinderungen gegründet wer​den, der die konkreten Forderungen an die Politiker weitergeben soll.
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Im Rahmen der Abstimmungen stießen die Be​schlussvorschläge auf mehrheitliche Zustimmung
Die mehrheitlich verabschiedeten Be​schlussvorschläge des 18. Bremer Be​hindertenparlaments werden nun den zuständigen senatorischen Dienststellen, dem Senat und der Bürgerschaft zur weiteren Befassung zugeleitet.
Zum Abschluss des Behindertenparla​ments gab Dieter Stegmann einen aktu​ellen Sachstandsbericht zum Verbands​klageverfahren gegen das Eisenbahn-Bundesamt wegen fehlender Barrierefrei​heit in den Fahrzeugen der Nord-West-Bahn.
Einen ausführlichen Artikel über die Dis​kussion und Ergebnisse des 18. Bremer Behindertenparlaments veröffentlichte der Weser-Kurier in seiner Ausgabe vom 3. Dezember 2011. Darüber hinaus wurde durch die Senatskanzlei eine Pressemit​teilung verfasst.
Alle Beschlussvorschläge können in Ko​pie bezogen werden über die Geschäfts​stelle der LAG Selbsthilfe behinderter Menschen e.V., Waller Heerstraße 55, 28217 Bremen, Tel.: 0421/ 38 777-14, Fax: 0421/ 38 777-99, Email: info@lags-bremen.de. 
Diskussionsrunde im Nordwestradio
Am 4. Oktober 2011 fand im Martinsclub in Bremen eine Diskussionsrunde des Nordwestradio unter Leitung des Mode​rators Stefan Pulß zum Thema: Die un​gehinderte Teilhabe am gesellschaftli​chen Leben - wie soll und kann sie aus​sehen? Die Gesprächsgäste waren: 

- Dieter Stegmann, LAG Selbsthilfe be​hinderter Menschen Bremen e.V.
- Dr. Joachim Steinbrück, Behindertenbe​auftragter der Landes Bremen

- Wolfgang Brakhane, Einzelhandelsver​band Nordsee Bremen

- Horst Frehe, Staatsrat bei der Senatorin für Soziales

- Angelika Pfeifer, Handwerkskammer Bremen
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Die Arbeitsmarktpolitik, Barrierefreiheit im öffentlichen Raum sowie barrierefreies Wohnen und der Landesaktionsplan wa​ren die Schwerpunktthemen in dieser Gesprächsrunde.

Von sinkenden Arbeitslosenzahlen und Inkrafttreten der UN-Behindertenrechts​konvention konnten Menschen mit Behin​derungen nicht profitieren. Jeder dritte Arbeitgeber in der Privatwirtschaft erfüllt die Vorgaben an die Beschäftigungsquote von Menschen mit Behinderungen nicht. Dr. Steinbrück erklärte, dass der beson​dere Kündigungsschutz sowie eine fälschlicherweise vermutete niedrigere Arbeitsleistung der Menschen mit Behin​derungen auf Seiten der Arbeitgeber die ausschlaggebenden Gründe sind, die gegen eine Einstellung sprechen. Wolf​gang Brakhane hat mit der Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen aus​schließlich gute Erfahrungen gemacht und kann die Ängste und Sorgen nicht teilen.
Dass eine geringere Beschäftigungsquote bei den Menschen mit Behinderungen zu verzeichnen ist, liegt u.a. an dem bisheri​gen Weg der Sonderausbildung. Hier muss das System geändert werden - ein direkter Einsatz im Betrieb - so Horst Frehe.
Um die Situation für Menschen mit Be​hinderungen auf dem ersten. Arbeits​markt zu verbessern, gibt es vielfältige Möglichkeiten. So wünscht sich Joachim Steinbrück, dass Arbeitgeber z.B. mehr Mut besitzen und Menschen mit Behinde​rungen einstellen. Aus seiner Sicht exis​tieren verschiedene Möglichkeiten der Beschäftigung bspw. in Bereichen der Gastronomie oder des Einzelhandels.
Die Ausgleichsabgabe bei Nichtbeschäf​tigung von Menschen mit Behinderungen sei zu niedrig, so Horst Frehe. Eine hö​here Abgabe und eine zweckgebundene Verwendung dieser Mittel sei zielführen​der. Eine bessere Vernetzung zwischen den verschiedenen Institutionen ist auch eine notwendige Voraussetzung bei der Vermittlung von Arbeitnehmern mit Be​hinderungen.
Als ein weiterer wesentlicher Punkt wurde die Barrierefreiheit im öffentlichen Raum sowie im Bereich Wohnen diskutiert. Ent​sprechend der UN-Behindertenrechts​konvention sollen die öffentlichen Ver​kehrsmittel, kulturelle Veranstaltung so​wie gastronomische Betriebe barrierefrei sein. Insbesondere im Bereich der Gast​ronomie stellt Dieter Stegmann Versäum​nisse fest. So weist er darauf hin, dass die an der Schlachte vorhandene Gastro​nomie u.a. mit öffentlichen Mitteln geför​dert worden sind, aber nicht behinderten​gerecht ausgestattet. Viele Lokalitäten können erreicht, aber leider nicht genutzt werden. An der Schlachte sei nur ein gastronomischer Betrieb rollstuhlgerecht ausgestattet. Weiterhin betont er, dass punktuell Verbesserungen erkennbar, allerdings in der Summe keine wesentli​chen Fortschritte festzustellen sind. Es gibt noch viel zu tun, so Dieter Stegmann.

Horst Frehe macht deutlich, dass aus seiner Sicht die Berücksichtigung der Belange von Menschen mit Behinderun​gen weniger Rechnung getragen wird. Bspw. wird die Landesbauordnung häufig nicht eingehalten. Weitere Hindernisse wie Drehkreuze, Stufen oder fehlende Hinweise für sehbehinderte Menschen erschweren die Einkaufsmöglichkeiten. 

Ein weiteres großes Problemfeld ist die Wohnsituation in Bremen. Es existieren zu wenig behindertengerechte Wohnun​gen, die bezahlbar sind, betont Dieter Stegmann. Häufig sehen sich Menschen mit Behinderungen aufgrund ihres Ein​kommens nicht in der Lage, eine be​darfsgerechte Wohnung anzumieten bzw. zu kaufen.
Um die Barrierefreiheit erreichen zu kön​nen, muss ein Landesaktionsplan erstellt werden. Als eine unabdingbare Voraus​setzung für einen starken Landesaktions​plan sieht Dr. Joachim Steinbrück die Einbeziehung der Menschen mit Behinde​rungen als eine unabdingbare Vorausset​zung an. Menschen mit Behinderungen sind die Experten in eigener Sache und können am besten beurteilen, was benö​tigt wird. Es müssen konkrete Maßnah​men und Schritte festgelegt werden, was in welchem Bereich geschehen soll. Wir haben einen langen Weg vor uns und müssen jetzt den Grundstein dafür legen!

Die vollständige Ausstrahlung des Be​richtes kann unter http://www.radiobremen.de/nordwestradio/sendungen/nordwestradio_unterwegs/audio70610-popup.html angehört werden.

25 Jahre SelbstBestimmt Leben e.V. Bremen
Die Beratungsstelle SelbstBestimmt Le​ben e.V. feierte am 24. November 2011 ihr 25-jähriges Bestehen. Im Kaminsaal des Bremer Rathauses konnte die zweite Vorsitzende von SelbstBestimmt Leben, Petra Wontorra, zahlreiche Gäste begrü​ßen. So auch den Präsidenten des Se​nats und Bürgermeister der Freien Han​sestadt Bremen, Jens Böhrnsen, der in seiner Rede die Arbeit des Vereins lobte und die Bedeutung für Bremen hervor​hob.

Der erste Vorsitzende von SelbstBe​stimmt Leben, Jochen Goens, dankte allen im Verein Tätigen für die geleistete Arbeit. Dabei überreichte er Andrea Sa​bellek und Wilhelm Winkelmeier jeweils einen Blumenstrauß für ihr besonderes Engagement.

In den anschließenden Gesprächsrunden mit Angelika Zollmann von der Bremi​schen Zentrale für die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau, Dr. Joachim Steinbrück, Landesbehindertenbeauf​tragter, Horst Janus, Pastor der Bremi​schen Evangelischen Kirche, sowie Prof. Dr. Swantje Köbsell von der Universität Bremen und Horst Frehe, Staatsrat der Sozialsenatorin, wurde ein Blick in die Vergangenheit geworfen und in die Zu​kunft gewagt. 

Auch die LAGS gratuliert dem Verein SelbstBestimmt Leben zum 25-jährigen Jubiläum und wünscht weiterhin eine er​folgreiche Arbeit und alles Gute für die Zukunft!

Selbsthilfeförderung 2011
Auch im Jahr 2011 hat die Arbeitsge​meinschaft der gesetzlichen Krankenkas​sen im Land Bremen die LAG Selbsthilfe für behinderte Menschen finanziell unter​stützt. Für diese finanzielle Unterstützung bedanken wir uns bei:

AOK, hkk, BKK Landesverband Mitte, ikk gesund plus, Knappschaft-Bahn-See-Krankenkasse und Barmer GEK.

Erste barrierefreie gynäkologische Praxis in Bremen
Am 7. Oktober 2011 wurde die erste bar​rierefreie gynäkologische Praxis in Bre​men mit einem feierlichen Akt im Hörsaal des Klinikums Bremen-Mitte eröffnet. Ne​ben den Grußworten durch den Ge​schäftsführer Dr. Diethelm Hansen, Dr. Joachim Schuster, Staatsrat der Gesund​heitssenatorin, dem Landesbehinderten​beauftragten, Dr. Joachim Steinbrück und dem Landesvorsitzenden des Berufsver​bandes der Frauenärzte e.V., Dr. An​dreas Umlandt, brachten die Initiatorinnen des Projektes, Professorin Dr. Swantje Köbsell (Bremer Netzwerk behinderter Frauen), Andrea Sabellek (Verein Selbst​bestimmt Leben e.V.) und Ulrike Hauffe (Landesbeauftragte für Frauen, ZGF) ihre Freude über die Praxiseröffnung zum Ausdruck. Bislang gab es in Bremen keine uneingeschränkt barrierefrei zu​gängliche gynäkologische Praxis, so dass Frauen mit Behinderungen regelmäßige frauenärztliche Untersuchungen nur ein​geschränkt wahrnehmen konnten.
Die neue Praxis verfügt über eine beson​dere Ausstattung, wie z.B. einen höhen​verstellbaren und absenkbaren Untersu​chungsstuhl, einen Hebelifter und eine höhenverstellbare Liege. Mehrere nieder​gelassene Frauenärztinnen und Frauen​ärzte nutzen die neuen Praxisräume ge​meinsam und ermöglichen damit den Frauen mit Behinderung in Ansätzen eine freie Arztwahl.
Durch den von der ZGF und dem Ge​sundheitsressort ins Leben gerufenen runden Tisch unter Beteiligung des Lan​desbehindertenbeauftragten, der Kas​senärztlichen Vereinigung, des Berufs​verbandes der Frauenärzte, der Ärzte​kammer, Selbstbestimmt Leben e.V., dem Bremer Netzwerk behinderter Frauen sowie einzelner Krankenkassen konnten die Hürden für dieses Projekt beseitigt werden. Dabei mussten Fragen, wie z.B. geeignete Räumlichkeiten, Fi​nanzierung sowie ein geeigneter Träger und abrechnungstechnische Probleme gelöst werden.
"Dass die barrierefreie Praxis eröffnet werden konnte, ist ein großer Erfolg", so Köbsell und Sabellek, aber erst "wenn alle Angebote im Gesundheitsbereich barrierefrei zugänglich sind, können wir sagen, dass behinderte Menschen den gleichen Zugang zur gesundheitlichen Versorgung haben, wie nichtbehinderte Menschen".
Die gynäkologische Behandlung erfolgt jeweils mittwochs von 15 - 19 Uhr. Ter​mine können unter der Rufnummer 0421/ 3404-415 von Sonntag bis Donnerstag in der Zeit von 20 - 22 Uhr vereinbart wer​den. Derzeit ist die Praxis noch nicht voll​ständig barrierefrei. Dies wird leider erst in drei Jahren der Fall sein, wenn die Praxis in ein neues Gebäude umzieht. Aber bereits heute dürften die meisten Rollstuhlfahrerinnen die Praxis gut nutzen können.
Anträge auf ein persönliches Budget dürfen nicht abgewiesen werden
Das Bundessozialgericht (BSG) hat ent​schieden, dass die Kostenträger einen Antrag auf das persönliche Budget nicht auf die Schnelle abbügeln dürfen. Im Ge​genteil: der Gesetzgeber erwarte eine gutwillige Zusammenarbeit der Kosten​träger im Sinne der Menschen. Das Ziel des persönlichen Budgets sei, so der Vorsitzende Richter Josef Berchtold, die "Leistung aus einer Hand". Durch die un​überschaubaren Zuständigkeiten und Leistungen sollten die Betroffenen "nicht sofort in die Verzweiflung" gestürzt wer​den.
Ein Sprecher der Rentenversicherung Braunschweig-Hannover räumte sogar ein, dass "Anträge auf ein persönliches Budget von überforderten Trägern gerne abgewimmelt" werden.
Im vorliegenden Streitfall hatte sich der Träger der Sozialhilfe für nicht zuständig erklärt und den Antrag an die Rentenver​sicherung zur Prüfung weitergeleitet. Auch dieser schloss eigene Leistungen aus, ohne eine umfassende Prüfung der Möglichkeiten eines persönlichen Bud​gets vorzunehmen. Dies müsse nun um​gehend nachgeholt werden. Es ist nicht zulässig, Anträge von Menschen mit Be​hinderungen von einem Träger zum Nächsten weiterzureichen (B 5 R 54/10 R).
Quelle:http://www.aerztezeitung.de/politik_gesell​schaft/berufspolitik/article/654114/bsg-liest-trae​gern-behindertenhilfe-levi​ten.html?sh=3&h=1619031059
Eine Weiterleitung von Anträgen zwi​schen den Kostenträgern ist nur ein​mal zulässig
Einen ähnlichen Beschluss wie bei dem Persönlichen Budget fasste das Landes​sozialgericht (LSG) in Rheinland-Pfalz: Eine Weiterleitung von Anträgen auf Hil​fen für Menschen mit Behinderungen ist nur einmal zulässig, spätestens der zweite Träger muss entscheiden. 
In dem Rechtsstreit hat die Klägerin beim Landkreis ihre Unterbringung in einer Einrichtung für junge Menschen mit Ess​störungen beantragt. Der Sozialhilfeträger lehnte die Kostenübernahme mit der Be​gründung, dass eine medizinische Reha​bilitation Aufgabe der Krankenkassen sei, ab und leitete den Antrag an die Kran​kenkasse weiter. Diese konnte den An​trag nicht bewilligen, denn in der Wohn​gruppe, die die Ärzte der Jugendlichen empfohlen hatte, wurde eine medizini​sche Rehabilitation gar nicht angeboten. Trotzdem hat die Krankenkasse die Kos​ten für die Unterbringung zu übernehmen, damit die Zuständigkeitsstreitigkeiten nicht auf dem Rücken der Betroffenen ausgetragen werden. Ob die Kranken​kasse sich das Geld von dem Sozialhilfe​träger erstatten lassen kann, hatte das LSG nicht zu entscheiden (Az.: L 5 KR 175/11 B ER).
Quelle:http://www.aerztezeitung.de/politik_gesell​schaft/article/669980/gericht-untersagt-behoer​denodyssee-behinderte.html
Nachrichten aus der BAG SELBST​HILFE e.V.

Folgende Informationsschrift der Bun​desarbeitsgemeinschaft SELBSTHILFE können Sie über die Geschäftsstelle der LAG Selbsthilfe beziehen.
· Jahresspiegel 2011 der BAGS mit Informationen über die Mitgliedsver​bände der BAGS und den Landesar​beitsgemeinschaften der Länder
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Ein offener Brief an einen Produzenten von Kühlschränken von Kassandra Ruhm
Liebe Firma Bosch, vor ein paar Tagen habe ich meinen neuen Kühlschrank von Ihrer Firma bekommen.

Eigentlich gefällt mir der Kühlschrank sehr gut, aber die Bedienungsanleitung hat mich ins Zweifeln gebracht, ob ich ihn zurückgeben muss, da seine Benutzung anscheinend gefährlich ist.

Die Bedienungsanleitung informiert ...
In der Bedienungsanleitung informieren Sie mich darüber, dass das Gerät von Personen "mit eingeschränkten physi​schen, sensorischen oder psychischen Fähigkeiten" nur dann benutzt werden darf, "wenn sie durch eine für ihre Si​cherheit zuständige Person beaufsichtigt werden oder von dieser Anweisung er​halten haben, wie das Gerät zu benutzen ist."

Ich bin Rollstuhlfahrerin, meine physi​schen Fähigkeiten sind eingeschränkt. Ich trage die Verantwortung für mich und den Umgang mit meinen Haushaltsgerä​ten normalerweise selbst.

Kühlschrank scheint gefährlich zu sein

Weder bei der Bedienung meiner elektri​schen Stichsäge oder meines Pkws, noch bei anderen Geräten sind jemals beson​dere Sicherheitsrisiken durch meine Be​nutzung aufgetreten. Ihr Kühlschrank scheint also deutlich gefährlicher zu sein, als diese Geräte.

Ich habe mich gefragt, ob ich vielleicht die Feuerwehr oder die Polizei bitten sollte, bei der Benutzung Ihres Kühlschranks für meine Sicherheit zu sorgen. Andere Per​sonen außer mir selbst, die "für meine Sicherheit zuständig" sind, sind mir nicht bekannt.

Eine Frage am Rande: Werden die Kos​ten dieser Einsätze von Ihrer Firma über​nommen?

Überdies finde ich es eine unangenehme Vorstellung, in meinem alltäglichen Leben Anweisungen zu bekommen oder beauf​sichtigt werden zu müssen und meine Privatsphäre aufzugeben, bloß um einen Kühlschrank benutzen zu können.

Erlauben Sie mir den Kühlschrank auch ohne Polizei zu benutzen?

Falls Sie mir persönlich erlauben sollten, Ihren Kühlschrank ausnahmsweise auch ohne die Polizei zu benutzen, bleibt für mich allerdings die Sorge um die Men​schen mit Sinnesbehinderungen in mei​nem Umfeld.

Es brennt mir unter den Nägeln, zu erfah​ren, welche Gefahren durch die Benut​zung Ihres Kühlschranks entstehen, wenn man "eingeschränkte sensorische Fähig​keiten" hat, also schlechter hören, sehen, riechen, tasten oder schmecken kann.

Muss ich damit rechnen, dass Ihr Kühl​schrank Gerüche verursacht, die mich vor Gefahren warnen sollen? Oder wofür brauche ich einen uneingeschränkten Geruchssinn zur Benutzung des Gerä​tes? Sollte ich meinen Kühlschrank re​gelmäßig ablecken, um zu testen, ob Kältemittel ausläuft?

Die blinden oder schwerhörigen Men​schen, die ich kenne, ziehen ihre Kinder groß, arbeiten als Richter oder Wissen​schaftlerin oder tragen auf andere Weise Verantwortung. Wenn es so viel an​spruchsvoller ist, Ihren Kühlschrank zu benutzen, sollten dann nicht auch alle anderen Menschen vor der Benutzung von Bosch-Kühlschränken gewarnt wer​den?
Ich selbst arbeite als klinische Psycholo​gin in einer Beratungsstelle. Durch das Lesen Ihrer Bedienungsanleitung bin ich natürlich in Sorge um die Sicherheit mei​ner KlientInnen geraten. Ich frage mich, ob ich alle KlientInnen mit eingeschränk​ten psychischen Fähigkeiten umgehend vor der unbeaufsichtigten Benutzung von Kühlschränken warnen sollte.

Welche Gefahren treten tatsächlich auf?

Ist die Benutzung Ihrer Kühlschränke bei allen psychischen Einschränkungen gleichermaßen gefährlich? Sind meine depressiven KlientInnen in größerer Ge​fahr, als diejenigen mit Ängsten oder um​gekehrt?

Gerne möchte ich von Ihnen Genaueres darüber erfahren, welche Gefahren durch die unbeaufsichtigte Benutzung Ihrer Kühlschränke tatsächlich auftreten.

Welches Bild hat Bosch von behinder​ten Menschen?

Gehen Sie wirklich davon aus, dass ganz normale behinderte Menschen nicht in der Lage sind, Ihre Kühlschränke eigen​verantwortlich zu bedienen, sondern da​für Anleitung oder Beaufsichtigung brau​chen? Ich frage mich, ob die Gefahren, vor denen Sie schützen wollen, nicht eher durch Ihre Vorurteile entstehen, als durch uns Menschen mit Einschränkungen.

Bis die Gefährdungsfrage geklärt ist, werde ich in meinem Umfeld dringend empfehlen, auf Kühlschränke anderer Marken auszuweichen. Ich kann mir nämlich nicht vorstellen, dass von ande​ren Kühlschränken solche Gefahren für behinderte Menschen ausgehen, wie von den Ihren.

Mit besorgten Grüßen, Ihre Kassandra Ruhm
Quelle:http://www.bizeps.or.at/news.php?nr=12603
Wir danken dem www.bizeps.or.at für die Erlaub​nis, diesen Artikel veröffentlichen zu dürfen.

Weitere lesenswerte Artikel finden Sie unter www.kassandra-ruhm.de
Allen Mitgliedern und Freunden der LAG Selbsthilfe Bremen wünschen wir ein fro​hes Weihnachtsfest und ein glückliches sowie erfolgreiches neues Jahr 2012.

Wir verbinden diese Wünsche mit unse​rem herzlichen Dank für die gute Zu​sammenarbeit im vergangenen Jahr und hoffen auch im nächsten Jahr auf ge​meinsame Fortschritte.
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